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Änderungsantrag zu A01: Vorwort Abschnitt 1
Antragstellende Personen: Joshy Marroquin, Nathalie Flemming, Simon Kaiser,Julian Klauder, Mikko Reitz, Aron Seifert, Jamil Kellou, Michael Weber, Aaron Finger
Die Kreisversammlung des Kreis Verbands Region Hannover der Partei „Die Linke“ mögefolgende Änderung (Ergänzungen sind gelb hervorgehoben und Streichungen sinddurchgestrichen) zum Antrag A01, dem Kommunalwahlprogramm, beschließen:
1. Bezahlbares Wohnen statt Profite mit
Miete1
Wohnen ist ein Menschenrecht!

Wohnraum bedeutet Sicherheit, Familie, Nachbarschaft und soziale Stabilität. Wenn
Investoreninteressen über unseremdem GemeinWohl stehent, vertieft sich die Spaltung unserer
Stadt müssen wir Arbeiter*innen dafür bezahlen. Die entscheidende Frage lautet: Dient Wohnen
dem Profit oder den Menschen? Warum bezahlen wir überhaupt für ein Menschenrecht?

In Hannover wird mit Wohnraum spekuliert, während Menschen um ihre Wohnung bangen.
Mieten, die stetig erhöht werden, Umwandlungen von Miet- in Eigentumswohnungen und
Verdrängung aus vertrauten Vierteln sind kein Zufall. Sie sind das Ergebnis eines Systems, in
dem Boden und Wohnungen vor allem Renditeobjekte sind. Doch das ist kein Naturgesetz. Es
ist eine politische Entscheidung, ob Wohnraum dem Markt überlassen wird – oder als Teil der
öffentlichen Daseinsvorsorge organisiert wird. Dass eine Entkommodifizierung von Wohnraum
funktionieren kann, haben uns viele sozialistische Projekte in der Vergangenheit vorgemacht.

Die Stadt gehört denen, die hier leben sollte uns allen gehören. Boden darf kein
Spekulationsobjekt sein. Die öffentliche Hand muss wieder handlungsfähig werden, mit
wirksamem Mieter*innenschutz, starkem kommunalem Wohnungsbau und einer Bodenpolitik,
die Gemeinwohl vor Rendite stellt. Mieter*innen müssen sich selbst organisieren und
Vermieter*innen Immobilienkonzerne enteignen. Die Rolle einer linken Partei kann dabei nur
sein, zu mobilisieren und die Kämpfe zu unterstützen.

Begründung:
Einfache Begriffsschärfungen mit besseren Erklärungen und Korrektur einigerFalschbehauptungen, wie, dass die Stadt denen gehöre, die in ihr leben. Diese Polemik istwenig zielführend.



Außerdem ist der Begriff des „Gemeinwohls“ in den meisten Kontexten schädlich, da sichdahinter oft eine Identifizierung mit dem Staatsinteresse steckt. Eine Berufung auf einillusorisches höheres Gut, statt auf unsere konkreten eigenen Interessen in derVerbesserung unserer Lebensumstände, nimmt stets die Schlagkraft aus unserer Agitation.
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